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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 

 

AEUV Art 45: 
Lohnsteuerabzug, Betriebsstätte, Arbeitgeber, Ausland, Dienstreise  

Bundesfinanzhof Az: I R 7/22  
Sind ausländische Betriebsstätten einer im Inland ansässigen Kapitalgesellschaft keine 
Arbeitgeber i.S. des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECD-MustAbk und ist somit von der in-
ländischen Kapitalgesellschaft als Arbeitgeberin gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG der 
Lohnsteuerabzug vom auf Inlandsdienstreisen entfallenden Arbeitslohn der Arbeitnehmer 
ihrer ausländischen Betriebsstätten vorzunehmen? 

 
 
 

 

AEUV Art 45: 
Lohnsteuerabzug, Betriebsstätte, Arbeitgeber, Ausland, Dienstreise  

Bundesfinanzhof Az: I R 8/22  
Sind ausländische Betriebsstätten einer im Inland ansässigen Kapitalgesellschaft keine 
Arbeitgeber i.S. des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECD-MustAbk und ist somit von der in-
ländischen Kapitalgesellschaft als Arbeitgeberin gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG der 
Lohnsteuerabzug vom auf Inlandsdienstreisen entfallenden Arbeitslohn der Arbeitnehmer 
ihrer ausländischen Betriebsstätten vorzunehmen? 

 
 
 

 

AEUV Art 45: 
Lohnsteuerabzug, Betriebsstätte, Arbeitgeber, Ausland, Dienstreise  

Bundesfinanzhof Az: I R 9/22  
Sind ausländische Betriebsstätten einer im Inland ansässigen Kapitalgesellschaft keine 
Arbeitgeber i.S. des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECD-MustAbk und ist somit von der in-
ländischen Kapitalgesellschaft als Arbeitgeberin gemäß § 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG der 
Lohnsteuerabzug vom auf Inlandsdienstreisen entfallenden Arbeitslohn der Arbeitnehmer 
ihrer ausländischen Betriebsstätten vorzunehmen? 
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AO § 32a Abs 1: 
Datenverarbeitung, Auskunft, Akteneinsicht, Kopie  

Bundesfinanzhof Az: II R 21/22  
Hat der Steuerpflichtige einen Anspruch aus §§ 32a ff. AO oder nach der Datenschutz-
Grundverordnung auf Auskunft über die beim FA über ihn gespeicherten und verarbeite-
ten personenbezogenen Daten sowie auf Zurverfügungstellung einer Kopie der Daten? 

 
 
 

 

AO § 356 Abs 2: 
Kindergeld, Einspruch, Form, Elektronische Signatur, Elektronische Übermittlung  

Bundesfinanzhof Az: III R 26/22  
1. Kann ein Einspruch mit "einfacher" E-Mail erfolgen? Wird eine qualifizierte elektroni-
sche Signatur oder die Nutzung einer De-Mail vorausgesetzt?2. Liegt eine nicht vollstän-
dige und dadurch fehlerhafte Rechtsbehelfsbelehrung i.S. des § 356 Abs. 2 AO vor? 

 
 
 

 

AO § 367 Abs 2 S 1: 
Steuerbescheid, Begründung, Einspruch, Herstellung, Einfuhr  

Bundesfinanzhof Az: VII R 3/22  
Kann zur Begründung eines Bescheids über Alkopopsteuer sowohl auf die Einfuhr als 
auch hilfsweise auf den Übergang in den freien Verkehr oder den Verbrauch abgestellt 
werden mit der Folge, dass beide Tatbestände Bestandteil der im Einspruchsverfahren er-
neut zu überprüfenden Sache werden? Liegt in der Abfüllung von in Tanks bezogenem 
Compound in Flaschen eine Herstellung von Alkopops im Sinne von § 1 Abs. 2 Alkopop-
StG? 

 
 
 

 

AO § 42: 
Gestaltungsmissbrauch, Einlage, Kapitalrücklage, Überschuldung, Forderungsver-
zicht, Abwicklung, GmbH, Alleingesellschafter  

Bundesfinanzhof Az: I R 11/22  
Gestaltungsmissbrauch bei Einlage in die Kapitalrücklage einer überschuldeten GmbH 
zur anschließenden Tilgung von Verbindlichkeiten gegenüber der Alleingesellschafterin-
Leistet die Alleingesellschafterin einer überschuldeten und sich in Abwicklung ihres Ge-
schäftsbetriebs befindlichen GmbH eine Einlage in deren Kapitalrücklage mit dem allei-
nigen Zweck, mit den eingelegten Mitteln die gegenüber der Alleingesellschafterin beste-
henden Verbindlichkeiten zu bedienen, und werden die Einlage und die Rückzahlungen 
der Verbindlichkeiten nur buchhalterisch in einem konzerninternen Verrechnungssystem 
abgebildet, liegt dann ein Gestaltungsmissbrauch vor, als dessen Folge die Gestaltung wie 
ein Forderungsverzicht der Alleingesellschafterin zu behandeln ist? 
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BewG § 14 Abs 1 S 3: 
Nießbrauch, Vervielfältiger, Zinssatz, Verfassung  

Bundesfinanzhof Az: II R 8/22  
Ist der zur Berechnung des Kapitalwerts eines Nießbrauchsrechts auf den Jahreswert an-
zuwendende Vervielfältiger vor dem Hintergrund des BVerfG-Beschlusses vom 
08.07.2021 - 1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17 zur Vollverzinsung unter Zugrundelegung 
eines Zinssatzes von 1,8 % anstelle der gesetzlich vorgesehenen 5,5 % zu ermitteln? 

 
 
 

 

ErbStG § 7 Abs 1 Nr 1: 
Schenkung, Ehevertrag, Zugewinnausgleich, Verzicht, Gegenleistung, Verfassung  

Bundesfinanzhof Az: II R 48/21 
Stellt die Gegenleistung, die ein Ehegatte dafür erhält, dass er im notariellen Ehevertrag 
auf Zugewinnausgleich, Versorgungsausgleich, nachehelichen Unterhalt und Ansprüche 
aus Hausratsteilung verzichtet, eine freigebige Zuwendung dar? Ist der Verzicht eine Ge-
genleistung, die nicht in Geld veranschlagt werden kann? Verstößt die Besteuerung des 
Vorgangs gegen das Leistungsfähigkeitsprinzip, das Folgerichtigkeitsgebot und den 
Schutz der Ehevertragsfreiheit? 

 
 
 

 

EStG § 13 Abs 1 Nr 1 S 5: 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung, Vieheinheiten, Voraussetzung  

Bundesfinanzhof Az: VI R 6/22  
Scheidet die Berücksichtigung eines Verlusts aus Tierzucht und Tierhaltung einer Gesell-
schaft bei den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 5 
EStG i.V.m. § 51a BewG aus, wenn an einer Tierhaltungsgemeinschaft eine Personenge-
sellschaft beteiligt ist, deren einzelne Gesellschafter nicht alle über Vieheinheiten verfü-
gen? 
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EStG § 13: 
Veranlassungszusammenhang, Land- und Forstwirtschaft, Termingeschäft, Kredit, 
Zinsswap  

Bundesfinanzhof Az: VI R 11/22  
Ob und unter welchen Voraussetzungen reicht eine erfolgte Verknüpfung eines Kredits 
zum Erwerb von Grundstücken, deren ausschließliche betriebliche Nutzung vom Steuer-
pflichtigen beabsichtigt ist, einerseits und Termingeschäfte in Form von Zinsswaps ande-
rerseits aus, um die laufenden Einnahmen oder Ausgaben aus diesen Zinsswaps den Ein-
künften aus Land- und Forstwirtschaft zuzuordnen? 

 
 
 

 

EStG § 18 Abs 1 Nr 1: 
Stipendium, Selbständige Arbeit, Steuerfreiheit, Steuerbarkeit  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 11/22  
Ist ein Heisenbergstipendium der Deutschen Forschungsgemeinschaft nach § 18 EStG 
steuerbar? Ob und unter welchen Umständen kann bei Annahme einer Steuerbarkeit ein 
Heisenberg-Stipendium mit Steuerzuschlag nach § 3 Nr. 44 EStG steuerfrei sein? 

 
 
 

 

EStG § 20 Abs 2 S 1 Nr 7: 
Verlustentstehung, Kapitaleinkünfte, Forderungsverzicht, Darlehensforderung  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 8/22  
Kann der Verzicht auf eine Darlehensforderung nicht mit einer Veräußerung gleichge-
stellt werden, solange sich im Vermögen des nur bedingt verzichtenden Gesellschafters 
eine Anwartschaft befindet, die bei Eintritt des Besserungsfalls eine vollständige Befrie-
digung vorsieht und ist damit folglich ein Verlust nicht endgültig entstanden? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 3 Nr 3: 
Mitunternehmeranteil, Unentgeltliche Übertragung, Unterschiedsbetrag, Rechtsnach-
folge, Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 12/22  
Ist die rückwirkende Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG i.d.F. des Abzugsteuerent-
lastungsmodernisierungsgesetzes vom 02.06.2021, wonach im Falle der Übertragung ei-
nes Mitunternehmeranteils zum Buchwert ein festgestellter Unterschiedsbetrag insoweit 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, verfassungsgemäß? 
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EStG § 5a Abs 4 S 3 Nr 3: 
Mitunternehmeranteil, Unentgeltliche Übertragung, Unterschiedsbetrag, Rechtsnach-
folge, Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 13/22  
Ist die rückwirkende Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG i.d.F. des Abzugsteuerent-
lastungsmodernisierungsgesetzes vom 02.06.2021, wonach im Falle der Übertragung ei-
nes Mitunternehmeranteils zum Buchwert ein festgestellter Unterschiedsbetrag insoweit 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, verfassungsgemäß? 

 
 
 

 

EStG § 5a Abs 4 S 3 Nr 3: 
Mitunternehmeranteil, Unentgeltliche Übertragung, Unterschiedsbetrag, Rechtsnach-
folge, Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 14/22  
Ist die rückwirkende Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 5 EStG i.d.F. des Abzugsteuerent-
lastungsmodernisierungsgesetzes vom 02.06.2021, wonach im Falle der Übertragung ei-
nes Mitunternehmeranteils zum Buchwert ein festgestellter Unterschiedsbetrag insoweit 
auf den Rechtsnachfolger übergeht, verfassungsgemäß? 

 
 
 

 

EStG § 67: 
Kindergeld, Ausland, Diskriminierung, Auszahlung  

Bundesfinanzhof Az: III R 19/22  
1. Muss eine Weiterleitung des im Heimatland gestellten Kindergeldantrags nur dann er-
folgen, wenn zu diesem Zeitpunkt bereits ein Zusammentreffen von Familienleistungen 
mehrerer Mitgliedstaaten gegeben ist?2. Ergibt sich eine europarechtswidrige Diskrimi-
nierung, wenn es nicht auf den Kindergeldantrag im Heimatland ankommt und erst auf 
eine Antragstellung im Zeitpunkt des Zusammentreffens von Familienleistungen abge-
stellt wird?3. Stellt der alleinige Hinweis auf § 70 Abs. 1 Satz 2 EStG für sich betrachtet 
keine Einschränkung der vorgenommenen Festsetzung dar, weshalb der Auszahlungsan-
spruch auch für die streitgegenständlichen Zeiträume besteht? 

 
 
 

 

EStG § 68: 
Kindergeld, Erlass, Sozialleistung, Mitwirkungspflicht, Ermessen  

Bundesfinanzhof Az: III R 24/22  
1. Kann bei einer falschen Beantwortung einer Frage im Antragsbogen eine unbewusste 
Mitwirkungspflichtverletzung entstehen? Erfolgte die Verletzung fahrlässig?2. Liegt ein 
Gesetzesüberhang vor, wenn die Familienkasse im Verhältnis zum Kindergeldberechtig-
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ten eine Ursache für die Überzahlung des Kindesgeldes gesetzt hat und ihr kein Fehlver-
halten vorzuwerfen ist?3. Löst eine fehlende Kommunikation zwischen der Familienkasse 
und der Bezügestelle einen Billigkeitserlass aus? Erfolgte der Ausschluss vom Kindergeld 
verhältnismäßig? 

 
 
 

 

EUV 952/2013 Art 71 Abs 1 Buchst b Ziff i: 
Einfuhr, Zollwert, Beistellungen, Software, Passive Veredelung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 2/22  
Fließen die Kosten der Entwicklung einer europäischen Software, die im Drittland auf ein 
Teil aufgespielt wird, das im Drittland produziert wurde, in den Zollwert ein, der zur Be-
rechnung der Abgaben bei Einfuhr dieser Teile in die EU herangezogen wird? Liegt eine 
Regelungslücke vor, weil Software als geistige Beistellung nicht die Eigenschaft einer 
Ware besitzt und daher nicht dem Verfahren der passiven Veredelung zugänglich ist? 

 
 
 

 

EWGV 2568/87: 
Einfuhr, Tarifierung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 18/22  
Zur Frage der Tarifierung von aus Chile eingeführten Fischöl. Müssen Waren des Kapi-
tels 15 KN, hier insbesondere die Positionen 1516 und 1517 KN mindestens zu 85% aus 
Triglyceriden bestehen? 

 
 
 

 

GrEStG § 9 Abs 2 Nr 1: 
Grunderwerbsteuer, Gegenleistung, Herstellung  

Bundesfinanzhof Az: II R 18/22  
Stellen Kosten für nachträglich mit dem Bauträger vereinbarte Sonderwünsche (z.B. Ver-
größerung der Terrassenpflasterung) nach Erwerb eines noch nicht errichteten Gebäudes 
eine grunderwerbsteuerpflichtige Gegenleistung dar? 

 
 
 

 

UmwStG § 21 Abs 1 S 2: 
Anteilstausch, Formwechsel, Einbringungsgewinn, Abweichende Steuerfestsetzung, 
Billigkeit  

Bundesfinanzhof Az: I R 10/22  
Löst ein auf einen qualifizierten Anteilstausch von GmbH-Anteilen i.S. des § 21 Abs. 1 
Satz 2 UmwStG 2006 i.d.F. des JStG 2009 taggleich nachfolgender Formwechsel der 
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GmbH in eine KG einen steuerpflichtigen Einbringungsgewinn II i.S. des § 22 Abs. 2 
UmwStG 2006 i.d.F. des JStG 2009 durch Sperrfristverletzung aus? Insoweit keine ab-
weichende Feststellung aus Billigkeitsgründen nach § 163 AO? 

 
 
 

 

UStG § 15: 
Vorsteuerabzug, Insolvenzverfahren, Insolvenzverwalter, Rechnung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 8/22  
Höhe des Vorsteuerabzuges einer Insolvenzschuldnerin aus der Rechnung des Insolvenz-
verwalters? 

 
 
 

 

UStG § 4 Nr 21: 
Steuerbefreiung, Pferde, Reiten  

Bundesfinanzhof Az: XI R 9/22  
Voraussetzungen der Steuerbefreiung für Umsätze mit Reitkursen für Jugendliche und 
Kinder sowie mit deren Beherbergung und Verköstigung auf Reiterhöfen? 

 


